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Wiener Übereinkommen 
zum Schutz der Ozonschicht

Vom 22. März 1985 (BGBl. 1988 II S. 902), in Kraft getreten am 22. September 1988,
für die Bundesrepublik Deutschland am 29. Dezember 1988.
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Präambel

Die Vertragsparteien dieses Übereinkommens –

im Bewusstsein der möglicherweise schädlichen Einwirkungen jeder Verände-
rung der Ozonschicht auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt,

unter Hinweis auf die einschlägigen Bestimmungen der Erklärung der Konfe-
renz der Vereinten Nationen über die Umwelt des Menschen, insbesondere auf
den Grundsatz 21, der folgendes vorsieht: „Die Staaten haben nach der Charta
der Vereinten Nationen und den Grundsätzen des Völkerrechts das souveräne
Recht, ihre eigenen Naturschätze gemäß ihrer eigenen Umweltpolitik zu nut-
zen, sowie die Pflicht, dafür zu sorgen, daß durch Tätigkeiten, die innerhalb ih-
res Hoheitsbereichs oder unter ihrer Kontrolle ausgeübt werden, der Umwelt in
anderen Staaten oder in Gebieten außerhalb der nationalen Hoheitsbereiche
kein Schaden zugefügt wird“,

unter Berücksichtigung der Gegebenheiten und besonderen Bedürfnisse der
Entwicklungsländer,

eingedenk der im Rahmen sowohl internationaler als auch nationaler Organisa-
tionen durchgeführten Arbeiten und Untersuchungen und insbesondere des
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Weltaktionsplans für die Ozonschicht des Umweltprogramms der Vereinten
Nationen

sowie eingedenk der auf nationaler und internationaler Ebene bereits getroffe-
nen Vorsorgemaßnahmen zum Schutz der Ozonschicht,

im Bewusstsein, daß Maßnahmen zum Schutz der Ozonschicht vor Verände-
rungen infolge menschlicher Tätigkeiten internationale Zusammenarbeit und
internationales Handeln erfordern und auf einschlägigen wissenschaftlichen
und technischen Erwägungen beruhen sollten

sowie im Bewusstsein der Notwendigkeit, weitere Forschungsarbeiten und sy-
stematische Beobachtungen durchzuführen, um die wissenschaftlichen Kennt-
nisse über die Ozonschicht und mögliche schädliche Auswirkungen einer Ver-
änderung dieser Schicht zu vertiefen,

entschlossen, die menschliche Gesundheit und die Umwelt vor schädlichen
Auswirkungen von Veränderungen der Ozonschicht zu schützen –

sind wie folgt übereingekommen:

Art. 1 Begriffsbestimmungen. Im Sinne dieses Übereinkommens
1. bedeutet „Ozonschicht“ die Schicht atmosphärischen Ozons oberhalb der

planetarischen Grenzschicht;
2. bedeutet „schädliche Auswirkungen“ Änderung der belebten oder unbeleb-

ten Umwelt, einschließlich Klimaänderungen, die erhebliche abträgliche
Wirkungen auf die menschliche Gesundheit oder auf die Zusammensetzung,
Widerstandsfähigkeit und Produktivität naturbelassener und vom Menschen
beeinflußter Ökosysteme oder auf Materialien haben, die für die Menschheit
nützlich sind;

3. bedeutet „alternative Technologie oder Ausrüstung“ Technologie oder Aus-
rüstung, deren Verwendung es möglich macht, Emissionen von Stoffen, die
schädliche Auswirkungen auf die Ozonschicht haben oder wahrscheinlich
haben, zu verringern oder wirksam auszuschließen;

4. bedeutet „alternative Stoffe“ Stoffe, die schädliche Auswirkungen auf die
Ozonschicht verringern, ausschließen oder vermeiden;

5. bedeutet „Vertragsparteien“ Vertragsparteien dieses Übereinkommens, so-
fern sich aus dem Wortlaut nichts anderes ergibt;

6. bedeutet „Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration“ eine von sou-
veränen Staaten einer bestimmten Region gebildete Organisation, die für die
durch das Übereinkommen oder seine Protokolle erfaßten Angelegenheiten
zuständig und im Einklang mit ihren internen Verfahren ordnungsgemäß er-
mächtigt ist, die betreffenden Übereinkünfte zu unterziehen, zu ratifizieren,
anzunehmen, zu genehmigen oder ihnen beizutreten;

7. bedeutet „Protokolle“ Protokolle zu diesem Übereinkommen.

Art. 2 Allgemeine Verpflichtungen. (1) Die Vertragsparteien treffen geeig-
nete Maßnahmen im Einklang mit diesem Übereinkommen und denjenigen in
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Kraft befindlichen Protokollen, deren Vertragspartei sie sind, um die menschli-
che Gesundheit und die Umwelt vor schädlichen Auswirkungen zu schützen,
die durch menschliche Tätigkeiten, welche die Ozonschicht verändern oder
wahrscheinlich verändern, verursacht werden oder wahrscheinlich verursacht
werden.

(2) Zu diesem Zweck werden die Vertragsparteien entsprechend den ihnen
zur Verfügung stehenden Mitteln und ihren Möglichkeiten
a) durch systematische Beobachtungen, Forschung und Informationsaustausch

zusammenarbeiten, um die Auswirkungen menschlicher Tätigkeiten auf die
Ozonschicht und die Auswirkungen einer Veränderung der Ozonschicht auf
die menschliche Gesundheit und die Umwelt besser zu verstehen und zu be-
werten;

b) geeignete Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen treffen und bei der
Angleichung dem entsprechenden Politiken zur Regelung, Begrenzung, Ver-
ringerung oder Verhinderung menschlicher Tätigkeiten in ihrem Hoheitsbe-
reich oder unter ihrer Kontrolle zusammenarbeiten, sofern es sich erweist,
daß diese Tätigkeiten infolge einer tatsächlichen oder wahrscheinlichen Ver-
änderung der Ozonschicht schädliche Auswirkungen haben oder wahr-
scheinlich haben;

c) bei der Ausarbeitung vereinbarter Maßnahmen, Verfahren und Normen zur
Durchführung des Übereinkommens im Hinblick auf die Annahme von Pro-
tokollen und Anlagen zusammenarbeiten;

d) mit zuständigen internationalen Stellen zusammenarbeiten, um das Überein-
kommen und die Protokolle, deren Vertragspartei sie sind, wirksam durch-
zuführen.

(3) Das Übereinkommen beeinträchtigt nicht das Recht der Vertragspartei-
en, im Einklang mit dem Völkerrecht innerstaatliche Maßnahmen zusätzlich zu
den in den Absätzen 1 und 2 genannten zu treffen; es beeinträchtigt auch nicht
von einer Vertragspartei bereits getroffene zusätzliche innerstaatliche Maßnah-
men, sofern diese mit den Verpflichtungen der betreffenden Vertragspartei aus
dem Übereinkommen nicht unvereinbar sind.

(4) Die Anwendung dieses Artikels beruht auf einschlägigen wissenschaft-
lichen und technischen Erwägungen.

Art. 3 Forschung und systematische Beobachtungen. (1) Die Vertrags-
parteien verpflichten sich, soweit es angebracht ist, unmittelbar oder über
zuständige internationale Stellen Forschungsarbeiten und wissenschaftliche
Bewertungen in bezug auf folgende Bereiche einzuleiten und dabei zusammen-
zuarbeiten:
a) physikalische und chemische Vorgänge, welche die Ozonschicht beeinflus-

sen können;
b) Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und andere biologische Aus-

wirkungen, die durch Veränderungen der Ozonschicht bedingt sind, insbe-
sondere solche, die durch Änderungen der Sonnenstrahlung im ultraviolet-
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ten Bereich, die biologisch wirksam ist (UV-B), hervorgerufen werden;
c) klimatische Auswirkungen, die durch Veränderungen der Ozonschicht be-

dingt sind;
d) Auswirkungen von Veränderungen der Ozonschicht und der sich daraus er-

gebenden Änderung der UV-B-Strahlung auf natürliche und synthetische
Materialien, die für die Menschheit nützlich sind;

e) Stoffe, Verhaltensweisen, Verfahren und Tätigkeiten, welche die Ozon-
schicht beeinflussen können, und ihre kumulativen Auswirkungen;

f) alternative Stoffe und Technologien;
g) damit zusammenhängende sozio-ökonomische Angelegenheiten, und wie in

den Anlagen I und II näher ausgeführt.

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, soweit es angebracht ist, unmit-
telbar oder über zuständige internationale Stellen und unter voller Berücksich-
tigung innerstaatlicher Rechtsvorschriften und einschlägiger laufender Tätig-
keiten auf nationaler und internationaler Ebene gemeinsame oder einander
ergänzende Programme zur systematischen Beobachtung des Zustands der
Ozonschicht und anderer einschlägiger Parameter, wie in Anlage I ausgeführt,
zu fördern oder aufzustellen.

(3) Die Vertragsparteien verpflichten sich, unmittelbar oder über zuständige
internationale Stellen zusammenzuarbeiten, um für die regelmäßige und recht-
zeitige Sammlung, Bestätigung und Übermittlung von Forschungs- und Beob-
achtungsdaten durch geeignete Weltdatenzentren Sorge zu tragen.

Art. 4 Zusammenarbeit im rechtlichen, wissenschaftlichen und techni-
schen Bereich. (1) 1Die Vertragsparteien erleichtern und fördern den Aus-
tausch wissenschaftlicher, technischer, sozio-ökonomischer, kommerzieller
und rechtlicher Informationen, die für dieses Übereinkommen erheblich sind,
wie in Anlage II näher ausgeführt. 2Diese Informationen werden den von den
Vertragsparteien einvernehmlich festgelegten Stellen geliefert. 3Jede Stelle, die
Informationen erhält, die von der liefernden Vertragspartei als vertraulich be-
trachtet werden, stellt sicher, daß diese Informationen nicht preisgegeben wer-
den, und faßt sie zusammen, um ihre Vertraulichkeit zu schützen, bevor sie al-
len Vertragsparteien zur Verfügung gestellt werden.

(2) 1Die Vertragsparteien arbeiten im Einklang mit ihren innerstaatlichen
Gesetzen, sonstigen Vorschriften und Gepflogenheiten sowie unter Berücksich-
tigung insbesondere der Bedürfnisse der Entwicklungsländer zusammen, um
unmittelbar oder über zuständige internationale Stellen die Entwicklung und
Weitergabe von Technologie und Kenntnissen zu fördern. 2Diese Zusammenar-
beit erfolgt insbesondere durch
a) Erleichterung des Erwerbs alternativer Technologie durch andere Vertrags-

parteien;
b) Versorgung mit Informationen über alternative Technologie und Ausrüstung

sowie mit besonderen Handbüchern oder Anleitungen dazu;
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c) Versorgung mit Ausrüstung und Einrichtungen, die für Forschung und syste-
matische Beobachtungen erforderlich sind;

d) angemessene Ausbildung von wissenschaftlichem und technischem Personal.

Art. 5 Übermittlung von Informationen. Die Vertragsparteien übermitteln
der nach Art. 6 eingesetzten Konferenz der Vertragsparteien über das Sekreta-
riat Informationen über die von ihnen zur Durchführung dieses Übereinkom-
mens und der Protokolle, deren Vertragspartei sie sind, getroffenen Maßnah-
men in der Form und in den Zeitabständen, die auf den Tagungen der
Vertragsparteien der jeweiligen Übereinkunft festgelegt werden.

Art. 6 Konferenz der Vertragsparteien. (1) 1Hiermit wird eine Konferenz
der Vertragsparteien eingesetzt. 2Die erste Tagung der Konferenz der Vertrags-
parteien wird von dem nach Art. 7 vorläufig bestimmten Sekretariat spätestens
ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Übereinkommens einberufen. 3Danach finden
ordentliche Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien in regelmäßigen Ab-
ständen statt, die von der Konferenz auf ihrer ersten Tagung festgelegt werden.

(2) Außerordentliche Tagungen der Konferenz der Vertragsparteien finden
statt, wenn es die Konferenz für notwendig erachtet oder eine Vertragspartei
schriftlich beantragt, sofern dieser Antrag innerhalb von sechs Monaten nach
seiner Übermittlung durch das Sekretariat von mindestens einem Drittel der
Vertragsparteien unterstützt wird.

(3) Die Konferenz der Vertragsparteien vereinbart und beschließt durch
Konsens für sich selbst und für gegebenenfalls von ihr einzusetzende Nebenor-
gane eine Geschäftsordnung und eine Finanzordnung sowie die finanziellen
Regelungen für die Arbeit des Sekretariats.

(4) Die Konferenz der Vertragsparteien prüft laufend die Durchführung des
Übereinkommens; außerdem
a) legt sie die Form und die Zeitabstände für die Übermittlung der nach Art. 5

vorzulegenden Informationen fest und prüft diese Informationen sowie die
von Nebenorganen vorgelegten Berichte;

b) prüft sie die wissenschaftlichen Informationen über die Ozonschicht, über
mögliche Veränderungen dieser Schicht und über mögliche Auswirkungen
solcher Veränderungen;

c) fördert sie nach Art. 2 die Angleichung geeigneter Politiken, Strategien und
Maßnahmen zur Verringerung der Freisetzung von Stoffen, die eine Verän-
derung der Ozonschicht verursachen oder wahrscheinlich verursachen, und
gibt Empfehlungen zu anderen Maßnahmen im Zusammenhang mit dem
Übereinkommen;

d) beschließt sie nach den Art. 3 und 4 Programme für Forschungsarbeiten, sy-
stematische Beobachtungen, wissenschaftliche und technologische Zusam-
menarbeit, Informationsaustausch und die Weitergabe von Technologie und
Kenntnissen;

e) prüft sie und beschließt gegebenenfalls nach den Art. 9 und 10 Änderungen
des Übereinkommens und seiner Anlagen;
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f) prüft sie Änderungen von Protokollen sowie von Anlagen solcher Protokolle
und empfiehlt, wenn sie sich dafür entscheidet, den Vertragsparteien des be-
treffenden Protokolls, die Änderungen zu beschließen;

g) prüft sie und beschließt gegebenenfalls nach Art. 10 weitere Anlagen des
Übereinkommens;

h) prüft sie und beschließt gegebenenfalls Protokolle nach Art. 8;
i) setzt sie die zur Durchführung des Übereinkommens für notwendig erachte-

ten Nebenorgane ein;
j) nimmt sie gegebenenfalls für wissenschaftliche Forschungsarbeiten, syste-

matische Beobachtungen und andere mit den Zielen des Übereinkommens
zusammenhängende Tätigkeiten die Dienste zuständiger internationaler
Stellen und wissenschaftlicher Ausschüsse in Anspruch, insbesondere die
der Weltorganisation für Meteorologie und der Weltgesundheitsorganisation
sowie des Koordinierungsausschusses für die Ozonschicht, und verwendet,
soweit es angebracht ist, Informationen, die von diesen Stellen und Aus-
schüssen stammen;

k) prüft und ergreift sie weitere Maßnahmen, die zur Erreichung der Zwecke
des Übereinkommens erforderlich sind.

(5) 1Die Vereinten Nationen, ihre Sonderorganisationen und die Internatio-
nale Atomenergie-Organisation sowie jeder Staat, der nicht Vertragspartei des
Übereinkommens ist, können sich auf den Tagungen der Konferenz der Ver-
tragsparteien durch Beobachter vertreten lassen. 2Jede Stelle, national oder in-
ternational, staatlich oder nichtstaatlich, die auf Gebieten im Zusammenhang
mit dem Schutz der Ozonschicht fachlich befähigt ist und dem Sekretariat ihren
Wunsch mitgeteilt hat, sich auf einer Tagung der Konferenz der Vertragspartei-
en als Beobachter vertreten zu lassen, kann zugelassen werden, sofern nicht
mindestens ein Drittel der anwesenden Vertragsparteien widerspricht. 3Die Zu-
lassung und Teilnahme von Beobachtern unterliegen der von der Konferenz der
Vertragsparteien beschlossenen Geschäftsordnung.

Art. 7 Sekretariat. (1) Das Sekretariat hat folgende Aufgaben:
a) Es veranstaltet die in den Art. 6, 8, 9 und 10 vorgesehenen Tagungen und

stellt die entsprechenden Dienste bereit;
b) es erarbeitet und übermittelt Berichte aufgrund der nach den Art. 4 und 5 er-

haltenen Informationen sowie der Informationen, die von den Tagungen der
nach Art. 6 eingesetzten Nebenorgane stammen;

c) es nimmt die ihm aufgrund eines Protokolls übertragenen Aufgaben wahr;
d) es erarbeitet Berichte über seine Tätigkeiten bei der Durchführung seiner

Aufgaben im Rahmen dieses Übereinkommens und legt sie der Konferenz
der Vertragsparteien vor;

e) es sorgt für die notwendige Koordinierung mit anderen einschlägigen inter-
nationalen Stellen und schließt insbesondere die für die wirksame Erfüllung
seiner Aufgaben notwendigen verwaltungsmäßigen und vertraglichen Ver-
einbarungen;
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f) es nimmt sonstige Aufgaben wahr, die von der Konferenz der Vertragspar-
teien bestimmt werden.

(2) 1Die Sekretariatsaufgaben werden bis zum Abschluß der ersten ordentli-
chen Tagung der Konferenz der Vertragsparteien, die nach Art. 6 abgehalten
wird, vorläufig vom Umweltprogramm der Vereinten Nationen wahrgenom-
men. 2Auf ihrer ersten ordentlichen Tagung bestimmt die Konferenz der Ver-
tragsparteien das Sekretariat aus der Reihe der bestehenden zuständigen inter-
nationalen Organisationen, welche ihre Bereitschaft bekundet haben, die in
dem Übereinkommen vorgesehenen Sekretariatsaufgaben wahrzunehmen.

Art. 8 Beschlußfassung über Protokolle. (1) Die Konferenz der Vertrags-
parteien kann auf einer Tagung Protokolle nach Art. 2 beschließen.

(2) Der Wortlaut eines vorgeschlagenen Protokolls wird den Vertragspartei-
en mindestens sechs Monate vor der betreffenden Tagung vom Sekretariat über-
mittelt.

Art. 9 Änderung des Übereinkommens oder von Protokollen. (1) 1Jede
Vertragspartei kann Änderungen dieses Übereinkommens oder eines Protokolls
vorschlagen. 2In diesen Änderungen werden unter anderem einschlägige wis-
senschaftliche und technische Erwägungen gebührend berücksichtigt.

(2) 1Änderungen des Übereinkommens werden auf einer Tagung der Konfe-
renz der Vertragsparteien beschlossen. 2Änderungen eines Protokolls werden
auf einer Tagung der Vertragsparteien des betreffenden Protokolls beschlossen.
3Der Wortlaut einer vorgeschlagenen Änderung des Übereinkommens oder, so-
fern in einem Protokoll nichts anderes vorgesehen ist, des betreffenden Proto-
kolls wird den Vertragsparteien mindestens sechs Monate vor der Tagung, auf
der die Änderung zur Beschlußfassung vorgeschlagen wird, vom Sekretariat
übermittelt. 4Das Sekretariat übermittelt vorgeschlagene Änderungen auch den
Unterzeichnern des Übereinkommens zur Kenntnisnahme.

(3) 1Die Vertragsparteien bemühen sich nach Kräften um eine Einigung
durch Konsens über eine vorgeschlagene Änderung des Übereinkommens.
2Sind alle Bemühungen um einen Konsens erschöpft und wird keine Einigung
erzielt, so wird als letztes Mittel die Änderung mit Dreiviertelmehrheit der auf
der Sitzung anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien beschlossen und
vom Verwahrer allen Vertragsparteien zur Ratifikation, Genehmigung oder An-
nahme vorgelegt.

(4) Das Verfahren nach Absatz 3 gilt für Änderungen von Protokollen; jedoch
reicht für die Beschlußfassung darüber eine Zweidrittelmehrheit der auf der Sit-
zung anwesenden und abstimmenden Vertragsparteien des Protokolls aus.

(5) 1Die Ratifikation, Genehmigung oder Annahme von Änderungen wird
dem Verwahrer schriftlich notifiziert. 2Nach Absatz 3 oder 4 beschlossene Än-
derungen treten zwischen den Vertragsparteien, die sie angenommen haben, am
neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der Verwahrer die Noti-
fikation der Ratifikation, Genehmigung oder Annahme durch mindestens drei
7
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Viertel der Vertragsparteien des Übereinkommens oder durch mindestens zwei
Drittel der Vertragsparteien des betreffenden Protokolls, sofern in dem Proto-
koll nichts anderes vorgesehen ist, empfangen hat. 3Danach treten die Änderun-
gen für jede andere Vertragspartei am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt in
Kraft, zu dem die betreffende Vertragspartei ihre Urkunde über die Ratifikation,
Genehmigung oder Annahme der Änderungen hinterlegt hat.

(6) Im Sinne dieses Artikels bedeutet „anwesende und abstimmende Ver-
tragsparteien“ die anwesenden Vertragsparteien, die eine Ja-Stimme oder eine
Nein-Stimme abgeben.

Art. 10 Beschlußfassung über Anlagen und Änderung von Anlagen.
(1) 1Die Anlagen dieses Übereinkommens oder eines Protokolls sind Bestand-
teil des Übereinkommens beziehungsweise des betreffenden Protokolls; sofern
nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist, stellt eine Bezugnahme auf
das Übereinkommen oder seine Protokolle gleichzeitig eine Bezugnahme auf
die Anlagen dar. 2Diese Anlagen beschränken sich auf wissenschaftliche, tech-
nische und verwaltungsmäßige Angelegenheiten.

(2) Sofern in einem Protokoll in bezug auf seine Anlagen nichts anderes vor-
gesehen ist, findet folgendes Verfahren auf den Vorschlag weiterer Anlagen des
Übereinkommens oder von Anlagen eines Protokolls, die Beschlußfassung dar-
über und das Inkrafttreten derselben Anwendung:
a) Anlagen des Übereinkommens werden nach dem in Art. 9 Absätze 2 und 3

festgelegten Verfahren vorgeschlagen und beschlossen; Anlagen eines Pro-
tokolls werden nach dem in Art. 9 Absätze 2 und 4 festgelegten Verfahren
vorgeschlagen und beschlossen;

b) eine Vertragspartei, die eine weitere Anlage des Übereinkommens oder eine
Anlage eines Protokolls, dessen Vertragspartei sie ist, nicht zu genehmigen
vermag, notifiziert dies schriftlich dem Verwahrer innerhalb von sechs Mo-
naten nach dem Zeitpunkt, zu dem dieser mitgeteilt hat, daß die Anlage be-
schlossen worden ist. Der Verwahrer verständigt unverzüglich alle Vertrags-
parteien vom Empfang jeder derartigen Notifikation. Eine Vertragspartei kann
jederzeit eine Anlage annehmen, gegen die sie zuvor Einspruch eingelegt hat-
te; diese Anlage tritt daraufhin für die betreffende Vertragspartei in Kraft;

c) nach Ablauf von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt, zu dem der Verwahrer
die Mitteilung versandt hat, wird die Anlage für alle Vertragsparteien des
Übereinkommens oder des betreffenden Protokolls, die keine Notifikation
nach Buchstabe b vorgelegt haben, wirksam.

(3) 1Der Vorschlag von Änderungen von Anlagen des Übereinkommens
oder eines Protokolls, die Beschlußfassung darüber und das Inkrafttreten der-
selben unterliegen demselben Verfahren wie der Vorschlag von Anlagen des
Übereinkommens oder von Anlagen eines Protokolls, die Beschlußfassung dar-
über und das Inkrafttreten derselben. 2In den Anlagen und ihren Änderungen
werden unter anderem einschlägige wissenschaftliche und technische Erwä-
gungen gebührend berücksichtigt.
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(4) Hat eine weitere Anlage oder eine Änderung einer Anlage eine Ände-
rung des Übereinkommens oder eines Protokolls zur Folge, so tritt die weitere
Anlage oder die geänderte Anlage erst in Kraft, wenn die Änderung des Über-
einkommens oder des betreffenden Protokolls selbst in Kraft tritt.

Art. 11 Beilegung von Streitigkeiten. (1) Im Fall einer Streitigkeit zwi-
schen Vertragsparteien über die Auslegung oder Anwendung dieses Überein-
kommens bemühen sich die betroffenen Parteien um eine Lösung durch Ver-
handlungen.

(2) Können die betroffenen Parteien eine Einigung durch Verhandlungen
nicht erreichen, so können sie gemeinsam die guten Dienste einer dritten Partei
in Anspruch nehmen oder um deren Vermittlung ersuchen.

(3) Bei der Ratifikation, der Annahme oder der Genehmigung des Überein-
kommens oder beim Beitritt zum Übereinkommen oder jederzeit danach kön-
nen ein Staat oder eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration ge-
genüber dem Verwahrer schriftlich erklären, daß sie für eine Streitigkeit, die
nicht nach Absatz 1 oder 2 gelöst wird, eines der folgenden Mittel der Streitbei-
legung oder beide als obligatorisch anerkennen:
a) ein Schiedsverfahren nach dem von der Konferenz der Vertragsparteien auf

ihrer ersten ordentlichen Tagung anzunehmenden Verfahren;
b) Vorlage der Streitigkeit an den Internationalen Gerichtshof.

(4) Haben die Parteien nicht nach Absatz 3 demselben oder einem der Ver-
fahren zugestimmt, so wird die Streitigkeit einem Vergleich nach Absatz 5 un-
terworfen, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren.

(5) 1Eine Vergleichskommission wird auf Antrag einer der Streitparteien ge-
bildet. 2Die Kommission setzt sich aus einer gleichen Anzahl von durch jede der
betroffenen Parteien bestellten und einem von den durch jede Partei bestellten
Mitgliedern gemeinsam gewählten Vorsitzenden zusammen. 3Die Kommission
fällt einen endgültigen Spruch mit empfehlender Wirkung, den die Parteien
nach Treu und Glauben berücksichtigen.

(6) Dieser Artikel findet auf jedes Protokoll Anwendung, sofern in dem be-
treffenden Protokoll nichts anderes vorgesehen ist.

Art. 12 Unterzeichnung. Dieses Übereinkommen liegt für Staaten und für
Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration vom 22. März 1985 bis
zum 21. September 1985 im Bundesministerium für Auswärtige Angelegenhei-
ten der Republik Österreich in Wien und vom 22. September 1985 bis zum 21.
März 1986 am Sitz der Vereinten Nationen in New York zur Unterzeichnung auf.

Art. 13 Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. (1) 1Dieses Überein-
kommen und jedes Protokoll bedürfen der Ratifikation, Annahme oder Geneh-
migung durch die Staaten und durch die Organisationen der regionalen Wirt-
schaftsintegration. 2Die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkun-
den werden beim Verwahrer hinterlegt.
9
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(2) 1Jede in Absatz 1 bezeichnete Organisation, die Vertragspartei des Über-
einkommens oder eines Protokolls wird, ohne daß einer ihrer Mitgliedstaaten
Vertragspartei ist, ist durch alle Verpflichtungen aus dem Übereinkommen be-
ziehungsweise dem Protokoll gebunden. 2Sind ein oder mehrere Mitgliedstaa-
ten einer solchen Organisation Vertragspartei des Übereinkommens oder des
betreffenden Protokolls, so entscheiden die Organisation und ihre Mitgliedstaa-
ten über ihre jeweiligen Verantwortlichkeiten hinsichtlich der Erfüllung ihrer
Verpflichtungen aus dem Übereinkommen beziehungsweise dem Protokoll. 3In
diesen Fällen sind die Organisation und die Mitgliedstaaten nicht berechtigt,
die Rechte aufgrund des Übereinkommens oder des betreffenden Protokolls
gleichzeitig auszuüben.

(3) 1In ihren Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden erklä-
ren die in Absatz 1 bezeichneten Organisationen den Umfang ihrer Zuständig-
keiten in bezug auf die durch das Übereinkommen oder das betreffende Proto-
koll erfaßten Angelegenheiten. 2Diese Organisationen teilen dem Verwahrer
auch jede wesentliche Änderung des Umfangs ihrer Zuständigkeiten mit.

Art. 14 Beitritt. (1) 1Dieses Übereinkommen und jedes Protokoll stehen
von dem Tag an, an dem sie nicht mehr zur Unterzeichnung aufliegen, Staaten
und Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration zum Beitritt offen.
2Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt.

(2) 1In ihren Beitrittsurkunden erklären die in Absatz 1 bezeichneten Orga-
nisationen den Umfang ihrer Zuständigkeiten in bezug auf die durch das Über-
einkommen oder das betreffende Protokoll erfaßten Angelegenheiten. 2Diese
Organisationen teilen dem Verwahrer auch jede wesentliche Änderung des Um-
fangs ihrer Zuständigkeiten mit.

(3) Art. 13 Absatz 2 findet auf Organisationen der regionalen Wirtschaftsinte-
gration, die dem Übereinkommen oder einem Protokoll beitreten, Anwendung.

Art. 15 Stimmrecht. (1) Jede Vertragspartei dieses Übereinkommens oder
eines Protokolls hat eine Stimme.

(2) 1Unbeschadet des Absatzes 1 üben die Organisationen der regionalen
Wirtschaftsintegration in Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit ihr Stimmrecht
mit der Anzahl von Stimmen aus, die der Anzahl ihrer Mitgliedstaaten ent-
spricht, die Vertragsparteien des Übereinkommens oder des betreffenden Pro-
tokolls sind. 2Diese Organisationen üben ihre Stimmrecht nicht aus, wenn ihre
Mitgliedstaaten ihr Stimmrecht ausüben, und umgekehrt.

Art. 16 Verhältnis zwischen dem Übereinkommen und seinen Protokol-
len. (1) Ein Staat oder eine Organisation der regionalen Wirtschaftsintegration
kann nicht Vertragspartei eines Protokolls werden, ohne Vertragspartei des
Übereinkommens zu sein oder gleichzeitig zu werden.

(2) Beschlüsse betreffend ein Protokoll werden nur von den Vertragsparteien
dieses Protokolls gefaßt.
10 
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Art. 17 Inkrafttreten. (1) Dieses Übereinkommen tritt am neunzigsten Tag
nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der zwanzigsten Ratifikations-, Annah-
me-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

(2) Jedes Protokoll tritt, sofern in dem Protokoll nichts anderes vorgesehen
ist, am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der elften Urkun-
de über die Ratifikation, Annahme oder Genehmigung des Protokolls oder über
den Beitritt dazu in Kraft.

(3) Für jede Vertragspartei, die nach der Hinterlegung der zwanzigsten Rati-
fikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittskurkunde das Überein-
kommen ratifiziert, annimmt oder genehmigt oder ihm beitritt, tritt das Über-
einkommen am neunzigsten Tag nach dem Zeitpunkt der Hinterlegung der
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde durch die be-
treffende Vertragspartei in Kraft.

(4) Jedes Protokoll tritt, sofern in dem Protokoll nichts anderes vorgesehen
ist, für eine Vertragspartei, die das Protokoll nach dem Inkrafttreten gemäß Ab-
satz 2 ratifiziert, annimmt oder genehmigt oder ihm beitritt, am neunzigsten Tag
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem diese Vertragspartei ihre Ratifikations-,
Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde hinterlegt, oder zu dem Zeit-
punkt, zu dem das Übereinkommen für diese Vertragspartei in Kraft tritt, falls
dies der spätere Zeitpunkt ist.

(5) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 zählt eine von einer Organisation der
regionalen Wirtschaftsintegration hinterlegte Urkunde nicht als zusätzliche Ur-
kunde zu den von den Mitgliedstaaten der betreffenden Organisation hinterleg-
ten Urkunden.

Art. 18 Vorbehalte. Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zu-
lässig.

Art. 19 Rücktritt. (1) Eine Vertragspartei kann jederzeit nach Ablauf von
vier Jahren nach dem Zeitpunkt, zu dem dieses Übereinkommen für sie in Kraft
getreten ist, durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation
vom Übereinkommen zurücktreten.

(2) Sofern in einem Protokoll nichts anderes vorgesehen ist, kann eine Ver-
tragspartei des Protokolls jederzeit nach Ablauf von vier Jahren nach dem Zeit-
punkt, zu dem das Protokoll für sie in Kraft getreten ist, durch eine an den Ver-
wahrer gerichtete schriftliche Notifikation vom Protokoll zurücktreten.

(3) Der Rücktritt wird nach Ablauf eines Jahres nach dem Eingang der No-
tifikation beim Verwahrer oder zu einem gegebenenfalls in der Rücktrittsnoti-
fikation genannten späteren Zeitpunkt wirksam.

(4) Eine Vertragspartei, die vom Übereinkommen zurücktritt, gilt auch als
von den Protokollen zurückgetreten, deren Vertragspartei sie ist.

Art. 20 Verwahrer. (1) Der Generalsekretär der Vereinten Nationen über-
nimmt die Aufgaben des Verwahrers dieses Übereinkommens und der Protokolle.
11
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(2) Der Verwahrer unterrichtet die Vertragsparteien insbesondere
a) von der Unterzeichnung des Übereinkommens und jedes Protokolls sowie

von der Hinterlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder
Beitrittsurkunden nach den Art. 13 und 14;

b) von dem Zeitpunkt, zu dem das Übereinkommen und jedes Protokoll nach
Art. 17 in Kraft treten;

c) von Rücktrittsnotifikationen nach Art. 19;
d) von Änderungen, die in bezug auf das Übereinkommen oder ein Protokoll

beschlossen worden sind, von ihrer Annahme durch die Vertragsparteien so-
wie vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens nach Art. 9;

e) von allen Mitteilungen im Zusammenhang mit der Beschlußfassung über
Anlagen, ihrer Genehmigung und ihrer Änderung nach Art. 10;

f) von Notifikationen der Organisationen der regionalen Wirtschaftsintegration
über den Umfang ihrer Zuständigkeiten in bezug auf Angelegenheiten, die
durch das Übereinkommen und durch Protokolle erfaßt sind, sowie über jede
Änderung dieses Umfangs;

g) von Erklärungen nach Art. 11 Absatz 3.

Art. 21 Verbindliche Wortlaute. Die Urschrift dieses Übereinkommens,
dessen arabischer, chinesischer, englischer, französischer, russischer und spani-
scher Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses
Übereinkommen unterschrieben.

Geschehen zu Wien am 22. März 1985

(Die Anlagen sind nicht abgedruckt.)
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